
a)

b)

c)

d)

VORIS

Einzelnorm

Amtliche Abkürzung: NStrG

Fassung vom: 28.05.1996

Gültig ab: 01.06.1996

Dokumenttyp: Gesetz

Quelle:

Gliederungs-
Nr:

9210001

Niedersächsisches Straßengesetz
(NStrG)

in der Fassung vom 24. September 1980

§ 52
Straßenreinigung

(1) Die Straßen innerhalb der geschlossenen Ortslage einschließlich der Ortsdurchfahrten
von Bundes-, Landes- und Kreisstraßen sind zu reinigen. Art, Maß und räumliche
Ausdehnung der ordnungsgemäßen Straßenreinigung sind von der Gemeinde durch
Verordnung nach dem Niedersächsischen Gefahrenabwehrgesetz zu regeln. In diesem
Rahmen gehört zur Reinigung auch:

das Besprengen der Fahrbahnen und Gehwege,

die Schneeräumung auf den Fahrbahnen und Gehwegen,

bei Glätte das Bestreuen der Gehwege, Fußgängerüberwege und der gefährlichen
Fahrbahnstellen mit nicht unbedeutendem Verkehr,

das Bereitstellen und die Leerung von Abfallbehältern im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3.

(2) Reinigungspflichtig sind die Gemeinden.

(3) Führen die Gemeinden die Straßenreinigung durch, so gelten für die der Reinigung
unterliegenden Straßen die Eigentümer der anliegenden Grundstücke als Benutzer einer
öffentlichen Einrichtung im Sinne des kommunalen Abgabenrechts. Die Gemeinden können
in der Straßenreinigungsgebührensatzung den Eigentümern der anliegenden Grundstücke die
Eigentümer der übrigen durch die Straße erschlossenen Grundstücke und die Inhaber
besonders bezeichneter dinglicher Nutzungsrechte gleichstellen. Zu den nach dem
kommunalen Abgabenrecht ansatzfähigen betriebswirtschaftlichen Kosten gehören
insbesondere auch die Kosten für die Bereithaltung und Leerung der Abfallbehälter im Sinne
des § 2 Abs. 2 Nr. 3.

(4) Die Gemeinden können durch Satzung die ihnen obliegenden Straßenreinigungspflichten
ganz oder zum Teil den Eigentümern der anliegenden Grundstücke auferlegen. Dies gilt nicht
für das Bereithalten und Leeren von Abfallbehältern im Sinne des § 2 Abs. 2 Nr. 3. Die
Reinigungspflichten können nicht übertragen werden, wenn sie den Eigentümern wegen der
Verkehrsverhältnisse nicht zuzumuten sind. Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. Hat für den
Reinigungspflichtigen mit Zustimmung der Gemeinde ein anderer die Ausführung der
Reinigung übernommen, so ist nur dieser zur Reinigung öffentlich-rechtlich verpflichtet; die
Zustimmung der Gemeinde ist jederzeit widerruflich.
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